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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. August 1969 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 159/66/EWG mit zusätzlichen Vorschriften für die 
gemeinsame Marktorganisation für Obst und Gemüse 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 158/66/EWG über die Anwendung der Qualitätsnormen 
für Obst und Gemüse, das innerhalb der Gemeinschaft in 
den Verkehr gebradit wird 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der gemeinsamen 
Qualitätsnormen für Äpfel, Birnen und Pfirsiche 

eine Verordnung des Rates zur Festlegung einiger Maß- 
nahmen zur Sanierung der Obsterzeugung in der Gemein- 
schaft 

eine Verordnung des Rates über die Grundregeln für die 
Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr von Obst und 
Gemüse und die Kriterien für die Festsetzung der Erstat- 
tung 

eine Verordnung des Rates über die Anwendung der zu- 
sätzlichen Güteklassen auf bestimmtes Obst und Gemüse. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache V/4669 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Juli 1969 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorschlägen nicht bei- 
gefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Hermann Höcherl 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4669 


Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 159/66/EWG mit zusätz- 
lichen Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation für 

Obst und Gemüse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 43, 
gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die besonderen Marktverhältnisse für bestimmtes 
Obst und Gemüse sowie die Erfahrung, die bei der 
Durchführung der Verordnung Nr. 159/66/EWG des 
Rates vom 25. Oktober 1966 mit zusätzlichen Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Obst und Gemüse x ) gewonnen wurde, führen zur 
Änderung einiger Bestimmungen dieser Verordnung. 

Der Tenor der Verordnung Nr. 159/66/EWG über- 
ließ es bisher den Mitgliedstaaten, Ankaufspreise für 
ihren eigenen Markt auf einem anderen Niveau als 
der Rat festzusetzen, die für die Auslösung der In- 
terventionen notwendigen Feststellungen vorzuneh- 
men, den Erzeugerorganisationen, die Rücknahmen 
durchzuführen, einen finanziellen Ausgleich zu ge- 
währen oder die staatlichen Ankäufe durch hierfür 
benannte Organisationen tätigen zu lassen; die dif- 
ferenzierten Anwendungen dieses Tenors verfehlten 
es nicht, die Wirksamkeit der getätigten Interven- 
tionen zu vermindern und den Wettbewerb zwischen 
den betroffenen Wirtschaftsträgern zu verfälschen; 
es ist deshalb zur Behebung dieser Schwierigkeiten 
geboten, zum einen durch Aufhebung des Artikels 8 
der Verordnung Nr. 159/66/EWG festzulegen, daß 
die vom Rat festgesetzten Ankaufspreise für alle 
Märkte der Gemeinschaft gelten, und das Verfahren 
der nötigen Feststellungen für die Auslösung der 
Interventionen auf Gemeinschaftsbasis durchzufüh- 
ren und zum anderen für die Mitgliedstaaten die 
Verpflichtung vorzusehen, den Erzeugerorganisatio- 
nen einen finanziellen Ausgleich für die aus dem 
Handel gezogenen Mengen zu gewähren und im 
Falle einer ernsten Krise die angebotenen Erzeug- 
nisse anzukaufen. 

Die Erzeugerorganisationen müssen bei ihrer Tä- 
tigkeit zum einen bestimmten lokalen Marktverhält- 
nissen Rechnung tragen und zum anderen nötigen- 
falls intervenieren können, um einen anhaltenderen 
Kurseinbruch zu verhindern; deshalb sollte es den 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, Seite 3286/66 


Erzeugerorganisationen durch die Aufhebung aller 
Feststellungsverfahren bei Krisenlagen ermöglicht 
werden, mit größerer Flexibilität und Raschheit zu 
intervenieren. 

Es wurde festgestellt, daß die Interventionen ge- 
mäß der Verordnung Nr. 159/66/EWG in einigen 
Fällen insbesondere für Erzeugnisse der Güteklas- 
se I getätigt wurden, während die Erzeugnisse der 
Güteklasse II vorzugsweise auf dem Markt abgesetzt 
wurden,- um diesen Nachteil abzustellen, sollten 
Maßnahmen im Hinblick darauf getroffen werden, 
damit Interventionen vorrangig für Erzeugnisse der 
niedrigeren Güteklassen getätigt werden. 

Die Interventionsmaßnahmen können nur dann 
voll wirksam sein, wenn die aus dem Markt genom- 
menen Erzeugnisse nicht wieder in den üblichen 
Marktkreislauf für diese Art von Erzeugnissen ein- 
geführt werden. Die dieser Voraussetzung entspre- 
chenden Bestimmungs- und Verwendungszwecke, 
die bisher in der Gemeinschaftsregelung vorgesehen 
waren, haben sich als ungenügend erwiesen, um die 
Vernichtung der so aus dem Markt genommenen Er- 
zeugnisse zu verhindern; die Aufzählung der geneh- 
migten Verwendungs- und Bestimmungszwecke soll- 
te deshalb ergänzt werden. 

In Zeiten von Marktinterventionen besteht die 
Gefahr, daß die Erzeugnismengen, die aus dem 
Markt genommen oder angekauft werden können, 
die die bei den zulässigen Bestimmungs- und Ver- 
wendungszwecken gebotenen Möglichkeiten über- 
steigen. In diesem Falle sollten die Mitgliedstaaten 
ermächtigt werden, unter bestimmten Umständen 
Maßnahmen zu treffen, um die Verwendung der Er- 
zeugnisse durch die Erzeuger im Rahmen ihres Be- 
triebes zu fördern. 

Die Gewährung einer Erstattung bis zur Höhe des 
Differenzbetrags zwischen den Preisen der Gemein- 
schaft und auf dem Weltmarkt bei der Ausfuhr nach 
Drittländern ist geeignet, die Teilnahme der Ge- 
meinschaft am Welthandel zu wahren — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der Artikel 3 Absatz 1, erster Unterabsatz der 
Verordnung Nr. 159/66/EWG wird durch folgenden 
Satz ergänzt: 

„In diesem Falle und wenn es sich um ein in 
Anhang I aufgeführtes Erzeugnis handelt, setzen 
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sie diesen Preis auf einem Niveau fest, das zumin- 
dest dem Niveau entspricht, das sich aus der An- 
wendung des Artikels 6 ergibt." 

Artikel 2 

In Artikel 4 der Verordnung Nr. 159/66/EWG 
wird der nachstehende Absatz 4 eingefügt: 

„4. Bei einem Erzeugnis, das andere Handels- j 
merkmale als das für die Festsetzung des Grund- 
preises dienende Erzeugnis aufweist, wird der An- 
kaufspreis berechnet mittels Anwendung von An- ! 
passungskoeffizienten auf dem vom Rat festge- 
setzten Ankaufspreis. 

Die Anpassungskoeffizienten werden nach dem 
Verfahren des Artikels 13 der Verordnung Nr. 23 
festgesetzt." 

Artikel 3 

Der Artikel 6 der Verordnung Nr. 159/66/EWG 
wird durch folgenden Artikel ersetzt: 

„Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren den Erzeuger- | 
Organisationen, die Interventionen nach Maßgabe 
des Artikels 3 durchführen, einen finanziellen 
Ausgleich unter folgenden Bedingungen: 

a) der Rücknahmepreis wird wie folgt festgesetzt: 

— auf einem Niveau, das mindestens ebenso 
hoch ist wie das Niveau des in Artikel 7 
Absatz 2, erster Gedankenstrich, aufgeführ- j 
ten, um 5 v. H. des Grundpreises erhöhten 
Preises für Erzeugnisse, die den durch die j 
gemeinschaftlichen Normen für die Güte- I 
klasse II oder die höheren Güteklassen vor- 
gesehenen Merkmale entsprechen, 

— auf einem Niveau, das zummindest ebenso 
hoch ist wie das Niveau des in Artikel 7 i 
Absatz 2, zweiter Gedankenstrich, aufge- 
führten, um 5 v. H. des Grundpreises erhöh- 
ten Ankaufpreises für Erzeugnisse, die den 
durch die gemeinsamen Qualitätsnormen 
vorgesehenen Merkmale für die Güte- 
klasse III entsprechen; 

b) die den angeschlossenen Erzeugern gewährte 
Entschädigung für die aus dem Markt genom- 
menen Erzeugnismengen darf den Betrag, der 
sich aus der Anwendung des Rücknahmepreises 
auf diese Mengen ergibt, nicht überschreiten. I 

j 

2. Der finanzielle Ausgleich entspricht wertmä- J 
ßig den von den Erzeugerorganisationen gezahl- j 
ten Entschädigungen abzüglich der mit Hilfe der j 
aus dem Markt genommenen Erzeugnisse erziel- 
ten Nettoeinnahmen. 

3. Die Gewährung des finanziellen Ausgleichs j 
setzt voraus, daß die Erzeugerorganisation Er- j 
Zeugnisse, die sie nicht gemäß Artikel 7 (3) Ab- j 


satz 1 Buchstabe a, erster oder zweiter Gedanken- 
strich, absetzen kann, an die vom Mitgliedstaat 
benannte Interventionsstelle abtritt." 


Artikel 4 

1. In Artikel 7 der Verordnung Nr. 159/66/EWG 
sind die Absätze 2, 3 und 4 durch folgenden Wort- 
laut zu ersetzen: 

„2. Vom Zeitpunkt dieser Feststellung an stellen 
die Mitgliedstaaten über die von ihnen zu diesem 
Zweck bezeichneten Stellen oder natürlichen oder 
juristischen Personen den Ankauf der diesen an- 
gebotenen Erzeugnisse mit Ursprung in der Ge- 
meinschaft sicher, sofern diese Erzeugnisse den 
Anforderungen der gemeinsamen Qualitätsnor- 
men in bezug auf Güte und Größensortierung ent- 
sprechen und nicht nach Artikel 3 Absatz 1 aus 
dem Handel gezogen worden sind. 

Der Ankauf dieser Erzeugnisse erfolgt: 

— zu dem mit dem Anpassungskoeffizienten für 
die Güteklasse II und gegebenenfalls den an- 
deren Anpassungskoeffizienten multiplizierten 
Ankaufspreis, sofern die Erzeugnisse den An- 
forderungen der gemeinsamen Qualitätsnor- 
men für diese Güteklasse oder die höheren Gü- 
teklassen in bezug auf Güte und Größensor- 
tierung entsprechen, 

— zu dem mit dem Anpassungskoeffizienten für 
die Güteklasse III und gegebenenfalls den an- 
deren Anpassungskoeffizienten multiplizierten 
Ankaufspreis, sofern die Erzeugnisse den An- 
forderungen der gemeinsamen Qualitätsnor- 
men für diese Güteklasse in bezug auf Güte 
und Größensortierung entsprechen. 

3. Die Ankäufe werden eingestellt, wenn die No- 
tierungen an drei aufeinanderfolgenden Markt- 
tagen über dem Ankaufspreis liegen; die Kommis- 
sion stellt unverzüglich fest, daß diese Bedingung 
erfüllt ist." 

2. Die Bestimmungen über die Durchführung von 
Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung 
159/66/EWG werden außer Kraft gesetzt. 


Artikel 5 

In die Verordnung Nr. 159/66/EWG ist ein Arti- 
kel 7 a mit folgendem Wortlaut einzufügen: 

„Artikel 7 a 

1. Die Bestimmungen der Artikel 6 und 7 gelten 
unbeschadet der Bestimmungen die auf Grund des 
Artikels 2 und Artikels 7 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 158/66/EWG getroffen worden. 

2. Für die Erzeugnisse des Anhangs I, für welche 
die Güteklasse II nicht besteht, müssen sich die 
Begriffe Güteklasse IF, die sich in Artikel 6 Ab- 
satz 1 a) erster Gedankenstrich und in Artikel 7 
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Absatz 2 erster Gedankenstrich finden, auf .Güte- 
klasse I‘ beziehen.“ 

A r t i k e 1 6 

In die Verordnung Nr. 159/66/EWG ist ein Arti- 
kel 7 b mit folgendem Wortlaut einzufügen: 

„Artikel 7 b 

1. Der Absatz der im Rahmen der Bestimmungen 
von Artikel 6 aus dem Handel gezogenen oder ge- 
mäß Artikel 7 angekauften Erzeugnisse erfolgt 
durch: 

a) bei allen Erzeugnissen: 

— kostenlose Verteilung an Wohltätigkeits- 
einrichtungen, an karitative Stiftungen und 
an Personen, die auf Grund der Rechtsvor- 
schriften ihres Landes Anspruch auf öffent- 
liche Unterstützung haben, insbesondere 
weil sie nicht über ausreichende Mittel für 
ihren Lebensunterhalt verfügen, 

— Verwendung zu anderen als Ernährungs- 
zwecken, 

— Verarbeitung und kostenlose Verteilung 
der Verarbeitungserzeugnisse an die im er- 
sten Gedankenstrich genannten juristischen 
und natürlichen Personen; 

b) bei Äpfeln, Birnen und Pfirsichen, wahlweise: 

Verarbeitung zu Alkohol von über 80 °/o durch 
unmittelbares Destillieren des Erzeugnisses 
und Absatz des Alkohols auf dem Markt. 

2. Stellt sich bei Rücknahme gsmäß Artikel ö 
oder Ankauf gemäß Artikel 7 heraus, daß der Ab- 
satz der für die Rücknahme oder den Ankauf in 
Frage kommenden Erzeugnisse nach einer der im 
vorausgehenden Absatz aufgezählten Möglichkei- 
ten nicht rechtzeitig sichergestellt werden kann, 
so können die Mitgliedstaaten folgende Regelung 
beschließen: Die Landwirte, Erzeuger von Obst 
und Gemüse, die sich — vor allem im Hinblick 
auf die Verwendung im eigenen Betrieb — ver- 
pflichten, eine bestimmte Menge ihrer Erzeugnisse 
nicht zu veräußern, werden für diese /Menge durch 
Zahlung eines Einheitsbetrages entschädigt, der 
durch Multiplizieren des vom Rat festgesetzten 
Ankaufspreises mit folgenden Werten berechnet 
wird: 

— Anpassungskoeffizienten, die auf der Grund- 
lage der gemäß Artikel 4 Absatz 4 für die Er- 
zeugnisse, die den Anforderungen der gemein- 
samen Qualitätsnormen vollständig oder teil- 
weise entsprechen, festgelegten Anpassungs- 
koeffizienten bestimmt werden, 

— spezifischen Anpassungskoeffizienten für die 
Erzeugnisse, die den Anforderungen der ge- 
meinsamen Qualitätsnormen nicht entsprechen. 

3. Die kostenlose Verteilung nach Absatz 1 a, er- 
ster Gedankenstrich, erfolgt unter der Verantwor- 
tung der Mitgliedstaaten. 


Mit der Verarbeitung nach Absatz 1 a, dritter 
Gedankenstrich, wird die Industrie im Wege der 
Ausschreibung von der Interventionsstelle beauf- 
tragt. 

Die Destillation nach Absatz 1 b führen die 
Brennereien entweder für eigene Rechnung oder 
für Rechnung der Interventionsstellen durch. Im 
ersten Fall erfolgt die Abgabe der Erzeugnisse an 
die Brennereien durch die Interventionsstelle im 
Wege der Ausschreibung. Im zweiten Falle beauf- 
tragt die Interventionsstelle diese Brennereien im 
Wege der Ausschreibung mit dem Brennen des Al- 
kohols und stellt den Verkauf des Alkohols ge- 
mäß den nationalen Vorschriften sicher. 

4. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Ar- 
tikel, insbesondere die Anpassungskoeffizienten 
und die Kriterien für die Ausschreibung, werden 
nach dem Verfahren gemäß Artikel 13 der Ver- 
ordnung Nr. 23 festgelegt. 

5. Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten 
Maßnahmen um Verstöße gegen das Verfahren, 
wovon sie auf Grund des Absatzes 2 die Anwen- 
dung beschließen können, zu verhindern und zu 
bestrafen. Sie teilen diese Maßnahmen sofort der 
Kommission mit.“ 

Artikel 7 

Artikel 8 der Verordnung Nr. 159/66/EWG wird 
außer Kraft gesetzt. 


Artikel 8 

Die Bestimmungen von Artikel 11 der Verordnung 
Nr. 159/66/EWG werden durch folgende Bestim- 
mungen ersetzt: 

„1. Um die wirtschaftlich wichtige Ausfuhr der in 
Artikel 7 der Verordnung Nr. 23 genannten Er- 
zeugnisse zu Welthandelspreisen zu ermöglichen, 
kann der Unterschied zwischen den Welthandels- 
preisen dieser Erzeugnisse und den Preisen in der 
Gemeinschaft durch eine Ausfuhrerstattung ge- 
deckt werden. 

2. Der Erstattungsbetrag ist für die gesamte Ge- 
meinschaft der gleiche. Er kann nach Bestimmungs- 
ländern unterschiedlich festgesetzt werden. 

Die Erstattung wird auf Antrag gewährt. 

3. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren gemäß Artikel 
43 Absatz 2 des Vertrags die allgemeinen Regeln 
für die Gewährung der Ausfuhrerstattungen und 
die Grundsätze für die Festsetzung des Erstat- 
tungsbetrages. 

4. Die Durchführungsvorschriften dieses Artikels 
werden nach dem Verfahren gemäß Artikel 13 der 
Verordnung Nr. 23 erlassen. Die Festsetzung der 
Erstattungsbeträge erfolgt in regelmäßigen Zeit- 
abständen nach dem gleichen Verfahren. 
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5. Erforderlichenfalls kann die Kommission auf 
Antrag eines Mitgliedstaates oder von sich aus 
die Erstattungsbeträge zwischenzeitlich ändern." 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1969 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel, den 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 158/66/EWG über die 
Anwendung der Qualitätsnormen für Obst und Gemüse, das 
innerhalb der Gemeinschaft in den Verkehr gebracht wird 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlamen- 
tes, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 158/66/EWG 2 ) werden für eine Reihe von Er- 
zeugnissen zusätzliche Qualitätsklassen festgelegt. 
Es hat sich jedoch als zweckmäßig erwiesen, diese 
zusätzlichen Güteklassen nicht mehr systematisch, 
sondern nach Maßgabe des Bedarfs festzusetzen. 

Im Fall einer teilweise unzureichenden Ernte 
konnten die Mitgliedstaaten aufgrund von Artikel 7 
der Verordnung Nr. 158/66/EWG ermächtigt wer- 
den, für ihren eigenen Markt von den Qualitätsnor- 
men abzuweichen. Nunmehr ist es angebracht, daß 
solche Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene getrof- 
fen werden. 

Für den Fall, daß die Mengen an normgerechten 
Erzeugnissen den Bedarf überschreiten, und wenn 
für diese Erzeugnisse die zusätzliche Güteklasse 
nicht mehr Anwendung findet, ist die Möglichkeit 
vorzusehen, Maßnahmen zur Änderung der für diese 
Erzeugnisse geforderten Mindestgröße zu erlas- 
sen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. In Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
158/66/EWG wird der dritte Unterabsatz gestrichen. 

2. In dem gleichen Artikel wird Absatz 2 durch 
folgenden Absatz ersetzt: 

„2. Die zusätzlichen Güteklassen sind gültig, so- 
lange die diesen Güteklassen entsprechenden Er- 
zeugnisse zur Deckung des Bedarfs notwendig 
sind. 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3282/66 


Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach dem Abstimmungsverfahren in Arti- 
kel 43 Absatz 2 des Vertrags die Anwendung der 
zusätzlichen Güteklassen. 

3. Wenn keine Verlängerung nach dem Abstim- 
mungsverfahren in Artikel 43 Absatz 2 des Ver- 
trags beschlossen wird, dürfen die zusätzlichen 
Güteklassen nicht länger als fünf Jahre nach dem 
Tage ihres Inkrafttretens angewendet werden." 

Artikel 2 

Artikel 7 der Verordnung Nr. 158/66/EWG wird 
durch folgenden Artikel ersetzt: 

„Artikel 7 

1. Wenn die den gemeinsamen Qualitätsnormen 
entsprechenden Erzeugnisse zur Deckung des Be- 
darfs nicht ausreichen, können für einen begrenz- 
ten Zeitraum Ausnahmemaßnahmen getroffen 
werden. Für die Erzeugnisse, für die eine zusätz- 
liche Güteklasse festgelegt worden war, können 
diese Maßnahmen nur getroffen werden, wenn 
diese Güteklasse vorher gültig war oder gleich- 
zeitig Anwendung findet. 

2. übersteigen die normgerechten Erzeugnisse 
den Bedarf, so können Maßnahmen zur Änderung 
der geforderten Mindestgröße für die Erzeugnisse, 
die innerhalb der Gemeinschaft in Anwendung 
von Artikel 1 in den Verkehr gebracht werden 
dürfen, erlassen werden. 

Für die Erzeugnisse, für die eine zusätzliche 
Güteklasse festgesetzt worden war, können diese 
Maßnahmen nur getroffen werden, wenn diese 
zusätzliche Güteklasse keine Anwendung findet. 

3. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren in Artikel 43 
Absatz 2 des Vertrages die in den vorhergehenden 
Absätzen genannten Maßnahmen," 

Artikel 3 

Die Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Die Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der gemeinsamen Qualitätsnormen für Äpfel, 

Birnen und Pfirsiche 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei Äpfeln, Birnen und Pfirsichen tendiert die Er- 
zeugung dazu, die Aufnahmefähigkeit des Marktes 
der Gemeinschaft zu übersteigen. Es empfiehlt sich 
daher, das Angebot dadurch zu beschränken, daß 
Erzeugnisse kleiner Größen von der Vermarktung 
für den Frischverbrauch ausgeschlossen werden. Zu 
diesem Zweck ist es erforderlich, die gemeinsamen 
Qualitätsnormen dieser Erzeugnisse, festgelegt im 
Anhang II der Verordnung Nr. 23 soweit es die Min- 
destgröße betrifft, zu ändern. 

Nach dem Wortlaut der Bestimmungen über die 
gemeinsamen Qualitätsnormen für Äpfel und Bir- 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 965/62 


nen ist eine Mindestgröße für gewisse Sorten von 
Sommerbirnen, wie sie in einer begrenzten, von den 
interessierten Ländern aufgestellten Liste vorzeich- 
net sind, nicht erforderlich. Zu diesem Punkt soll die 
gemeinsame Qualitätsnorm derart verbessert wer- 
den, daß die Liste der Birnensorten aufgestellt wird, 
die nicht der Mindestgröße — wie in der Norm vor- 
gesehen — unterworfen sind — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anhänge II/3 und II/4 der Verordnung Nr. 23 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Obst und Gemüse 3 ) werden 
entsprechend den Anhängen der vorliegenden Ver- 
ordnung geändert. 

Artikel 2 

Die vorliegende Verordnung tritt am 1. Oktober 
1969 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


I. Änderungen der Gemeinsamen Qualitätsnormen 
für Äpfel und Birnen 

(Anhang II/3 der Verordnung Nr. 23) 

In Titel III „Größensortierung" 

werden die beiden letzten Absätze durch folgende 
Bestimmungen ersetzt: „Außerdem sind für alle 
Klassen Mindestgrößen wie folgt erforderlich: 


— Beurre precoce Morettini (Butirra precoce Mo- 
rettini) 

— Carusella 

— Coscia 

— Clapps Liebling (Clapp's Favourite, Favorita di 
Clapp) 

— Gentillo 

— Gentile Bianca di Firenze 


! 

Extra 

I 

l 

! II 

Äpfel 

65 mm 

60 mm 

55 mm 

Birnen 

60 mm 

55 mm 

50 mm 


i 


— ■ Dr. Guyot (Di. Jules Guyot, Dottor Guyot) 

— Gentilona 

— Giardina 
— * Moscatella 

— Reraglia 

— Precoce di Altedo 


Ausnahmsweise wird bis einschließlich 31. Juli für 
die nachstehenden Birnensorten keine Mindestgröße 
festgelegt: 

— Frühe von Trevoux (Precoce de Trevoux, Pre- 
code di Trevoux) 

— Andre Desportes 

— Bunte Juli (Coloree de Juillet) 

— Giffards Butterbirne Beurre Giffard, Butirra Gif- 
fard) 

— Bergamotten 

— Beurre Gris 

— Buntrodcs 
— • Hartleffs 

— Gramshirtle 

— Witthöftsbirne 


■ — Spadoncina 

— Wildar 

II. Änderungen der Qualitätsnormen für Pfirsiche 

Anhang II/4 der Verordnung Nr. 23, geändert durch 
Anhang I der Verordnung Nr. 51/65/EWG) 4 ) 

— in Titel III „Größensortierung" 
ist der Absatz, der beginnt mit: 

„Außerdem sind bis ..." durch folgenden zu erset- 
zen: 

„Außerdem sind bis zum 31. Juni einschließlich zu- 
lässig Pfirsiche (ausgenommen Klasse Extra) mit 
einem Umfang von 15 bis 16 cm oder einem Quer- 
durchmesser von 47 bis 51 mm." 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 55 
vom 3. April 1965, S. 793/65 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Festlegung einiger Maßnahmen zur Sanierung der Obst- 
erzeugung in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf den Gemeinschaftsmärkten für Äpfel, Birnen 
und Pfirsiche besteht ein gewisses quantitatives und 
qualitatives Mißverhältnis zwischen Angebot und 
Nachfrage; diese mangelnde Anpassung ist vor al- 
tem darauf zurückzuführen, daß alte Obstplantagen 
neben den neuangelegten weiterbestehen und daß 
in einer Reihe von Fällen bestimmte Mengen von 
Gemeinschaftserzeugnissen sortenmäßig nicht der 
Nachfrage entsprechen. 

Die Maßnahmen zur Marktstabilisierung sind 
nicht geeignet, derartigen Schwierigkeiten abzuhel- 
fen; es sind daher Maßnahmen zu treffen, um das 
Produktionspotential zu beeinflussen und es soweit 
wie möglich den derzeitigen und voraussichtlichen 
Absatzmöglichkeiten für die Gemeinschaftserzeug- 
nisse anzupassen. 

Um eine solche Aktion in die Wege zu leiten, sind 
Anreize für die Erzeuger zu schaffen, die sie veran- 
lassen, ihre Produktion der drei genannten Obstsor- 
ten ganz oder teilweise aufzugeben; zu diesem 
Zweck ist es angezeigt, daß die Mitgliedstaaten Prä- 
mien an die Erzeuger zahlen, die sich bereit erklä- 
ren, ihre Obstplantagen ganz oder teilweise zu ro- 
den, und sich außerdem verpflichten, im Rahmen 
ihres Betriebs während eines bestimmten Zeitrau- 
mes keine Neupflanzungen vorzunehmen. 

Maßnahmen zur Einschränkung des Produktions- 
potentials könnten nicht ihr Zeil erreichen, wenn 
man andererseits Maßnahmen ergreifen würde, mit 
Hilfe staatlicher Beihilfen die Anlage oder die Er- 
neuerung von Apfel-, Birnen- und Pfirsichpflanzun- 
gen zu fördern; Beihilfen zu diesem Zweck müssen 
daher als grundsätzlich unvereinbar mit der gemein- 
samen Marktorganisation für Obst und Gemüse er- 
klärt werden. 

Die Ausgaben im Zusammenhang mit den Prä- 
mien für die Rodung von Obstpflanzungen sind auf 
gemeinschaftlicher Ebene zu finanzieren — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Unter den nachstehend genannten Bedingungen 
wird eine Prämie für das Roden von Apfel-, Birn- 
oder Pfirsichbäumen an die Landwirte, Erzeuger aus 
der Gemeinschaft gezahlt, die bis zum 1. August 1970 
einen entsprechenden Antrag stellen. Diese Prämie 
wird von den Mitgliedstaaten gezahlt. 

Artikel 2 

Die Gewährung der Prämie wird abhängig ge- 
macht: 

a) vom Beweis, daß die Rodung von Apfel-, Birn- 
oder Pfirsichbäumen, für welche die Prämie bean- 
tragt wurde, vor dem 1. Januar 1972 durchge- 
führt wurde und 

b) von der Verpflichtung des Nutznießers für einen 
noch festzusetzenden Zeitraum, im Rahmen sei- 
ner Anlagen auf den Betrieb von Apfel-, Birnen- 
oder Pfirsichpflanzungen zu verzichten. 

Das Verbot, das aus dieser Verpflichtung er- 
wächst, bleibt auch bei Abänderung der Besitzver- 
hältnisse bestehen. 

Artikel 3 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission ge- 
mäß dem Abstimmungsverfahren nach Artikel 43 
Absatz 2 des Vertrags die allgemeinen Bestimmun- 
gen für die Anwendung der vorstehenden Artikel 
fest. 

Die Durchführungsmaßnahmen sind gemäß dem 
Verfahren nach Artikel 13 der Verordnung Nr. 23 
festgelegt. 

Artikel 4 

Unter Vorbehalt der Bestimmungen von Artikel 92 
Absatz 2 des Vertrages sind alle Beihilfen verboten, 
die von den Staaten oder aus staatlichen Mitteln in 
irgendeiner Form gewährt werden und mit denen 
die Anlage oder die Erneuerung von Apfel-, Birnen- 
und Pfirsichpflanzungen unmittelbar oder mittelbar 
gefördert werden sollen. 

Artikel 5 

1. Die Rodeprämien werden vom Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft, Abteilung Ausrichtung, zu 50 °/o erstattet. 

2. Im Fall von Unregelmäßigkeiten und besonders 
von Nichtbefolgung der Verpflichtungen gemäß Ar- 
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tikel 2 Absatz b sind die Mitgliedstaaten zum Ein- 
treiben der Prämien verpflichtet. 

3. Die Einzelheiten für die Anwendung des vor- 
stehenden Absatzes werden vom Rat auf Vorschlag 
der Kommission gemäß dem Abstimmungsverfahren 
nach Artikel 43 Absatz 2 des Vertrages festgelegt. 

4. Die Durchführungsbestimmungen können gemäß 
Verfahren, vorgesehen im Artikel 26 der Verord- 
nung Nr. 17/64/EWG des Rates vom 5. Februar 1964 
— Bestimmungen über die Beteiligung des Euro- 


päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft 5 ), erlassen werden. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1969 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, Seite 586/64 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Grundregeln für die Gewährung von Erstattungen bei 
der Ausfuhr von Obst und Gemüse und die Kriterien für die 
Festsetzung der Erstattung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 159/66/EWG des 
Rates vom 25. Oktober 1966 mit zusätzlichen Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Obst und Gemüse 6 ), geändert durch Verordnung 
(EWG) Nr. . . . /69 des Rates vom . . . 7 ), und insbe- 
sondere auf Artikel 11, 

auf Vorschlag der Kommission 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der Erzeug- 
nisse, die der gemeinsamen Marktorganisation für 
Obst- und Gemüse unterliegen, sind nach bestimm- 
ten Kriterien festzusetzen, die es ermöglichen, den 
Unterschied zwischen den Preisen dieser Erzeug- 
nisse in der Gemeinschaft und im internationalen 
Handel auszugleichen. Hierzu ist es erforderlich, daß 
die Versorgungslage bei Obst und Gemüse und die 
Preise für diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft 
sowie die Preissituation im internationalen Handel 
beachtet werden. 

Da die Preise, zu denen Obst und Gemüse ange- 
boten werden, unterschiedlich sind, müssen zum 
Ausgleich des Unterschieds zwischen den Preisen im 
internationalen Handel und in der Gemeinschaft die 
Heranführungskosten berücksichtigt werden. 

Zur Beobachtung der Preisentwicklung ist es er- 
forderlich, daß diese Preise nach allgemein gültigen 
Grundsätzen ermittelt werden. In bezug auf die 
Preise im internationalen Handel sind zu diesem 
Zweck die Notierungen auf den Märkten der Dritt- 
länder, die Preise in den Bestimmungsländern, die 
in den dritten Ländern festgestellten Erzeugerpreise 
und die Angebotspreise an der Grenze der Gemein- 
schaft zu berücksichtigen. In bezug auf die Preise in 
der Gemeinschaft sind die im Hinblick auf die Aus- 
fuhr günstigsten Preise zugrunde zu legen. 

Wegen der besonderen Einfuhrbedingungen in 
bestimmten Drittländern ist es erforderlich, die Mög- 
lichkeit einer Differenzierung der Erstattungen nach 
Bestimmungsland der Erzeugnisse vorzusehen. 


®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, Seite 3286/66 
7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 


Um Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern, ist 
es erforderlich, daß die Verwaltungsvorschriften, 
denen die Händler unterliegen, in der ganzen Ge- 
meinschaft die gleichen sind — - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Verordnung regelt die Festsetzung und die 
Gewährung der Erstattungen bei der Ausfuhr der 
in Artikel 7 der Verordnung Nr. 23 genannten Er- 
zeugnisse. 

Artikel 2 

Die Erstattungen werden unter Berücksichtigung 
folgender Faktoren festgesetzt: 

a) Lage und voraussichtliche Entwicklung: 

— der Preise für Obst und Gemüse und der ver- 
fügbaren Mengen auf dem Markt der Gemein- 
schaft; 

— der Preise im internationalen Handel; 

b) Vermarktungskosten und niedrigste Kosten für 
den Transport von Märkten der Gemeinschaft zu 
den Ausfuhrhäfen oder sonstigen Ausfuhrplätzen 
der Gemeinschaft, sowie Heranführungskosten 
zum Bestimmungsland; 

c) wirtschaftlicher Aspekt der beabsichtigten Aus- 
fuhren. 

Artikel 3 

1. Die Preise auf dem Markt der Gemeinschaft wer- 
den unter Berücksichtigung der im Hinblick auf die 
Ausfuhr günstigsten tatsächlichen Preise ermittelt. 

2. Die Ermittlung der Preise im internationalen 
Handel erfolgt unter Berücksichtigung 

a) der auf den Märkten der dritten Länder festge- 
stellten Notierungen, 

b) der günstigsten Einfuhrpreise in den dritten Be- 
stimmungsländern, 

c) der in den ausführenden dritten Ländern festge- 
stellten Erzeugerpreise, 

d) der Angebotspreise an der Grenze der Gemein- 
schaft. 
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Artikel 4 nachgewiesen wird, daß das Erzeugnis, die Bestim- 

_ ^ ^ mung oder das Bestimmungsgebiet erreicht hat, für 

Für em bestimmtes Erzeugnis kann für die Ge- die die Erstatt festgeS etzt worden war. 

memscnaft die Erstattung je nach Bestimmung oder 

dem Bestimmungsgebiet in unterschiedliche Höhe Abweichungen von dieser Vorschrift können je- 
festgesetzt werden, wenn die Lage im internationa- doch nach dem Absatz 3 genannten Verfahren vorge- 

len Handel oder die besonderen Erfordernisse be- sehen werden, sofern Bedingungen festgelegt wer- 

stimmter Märkte dies notwendig machen. den, die gleichwertige Garantien bieten. 

3. Ergänzende Vorschriften können nach dem Ver- 
fahren des Artikels 13 der Verordnung Nr. 23 erlas- 
sen werden. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1969 in 
Kraft. 

2. Bei Anwendung des Artikels 4 wird die Erstat- Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
tung nach Maßgabe des Absatzes 1 gewährt, sofern bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Artikel 5 

1. Die Erstattung wird ausgezahlt, wenn nachge- 
wiesen wird, daß die Erzeugnisse 

— aus der Gemeinschaft ausgeführt worden und 

— gemeinschaftlichen Ursprungs 
sind. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
über die Anwendung der zusätzlichen Güteklassen auf be- 
stimmtes Obst und Gemüse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 158/66/EWG des 
Rates vom 25. Oktober 1966 über die Anwendung 
der Qualitätsnormen auf Obst und Gemüse, das in- 
nerhalb der Gemeinschaft in den Verkehr gebracht 
wird 8 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. /69 9 ), insbesondere auf Artikel 2 
Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um den Anforderungen des Verbrauchs zu ent- 
sprechen, müssen die zusätzlichen Güteklassen auf 
folgende Erzeugnisse angewandt werden: Blumen- 
kohl, Tomaten, Zitrusfrüchte, Tafeltrauben, krause 
Endivie, Escariol, Zwiebeln, Chicoree, Kirschen, Erd- 
beeren, Spargel und Gurken. 

8 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3282/66 

9 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 


Hingegen läßt sich bei Äpfeln, Birnen und Pfir- 
sichen eine Tendenz zur Bildung von Dauerüber- 
schüssen feststellen. Es empfiehlt sich daher, für 
diese Erzeugnisse die Anwendung der zusätzlichen 
Güteklassen nicht vorzusehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die gemäß Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 158/66/EWG festgelegten zusätzlichen Güte- 
klassen gelten nur für die folgenden Erzeugnisse: 
Blumenkohl, Tomaten, Zitrusfrüchte, Tafeltrauben, 
Kopfsalat, krause Endivie und Escariol, Speisezwie- 
beln, Chicoree, Kirschen, Erdbeeren, Spargel, Gur- 
ken. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1969 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 



